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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen
Sozialversicherungen

Im November begann die Vernehmlassung zur Reform der Altersvorsorge 2020. Parallel
dazu publizierte der Bundesrat einen umfangreichen Bericht mit einer Gesamtsicht
iber die Finanzierungsperspektiven der Sozialversicherungen bis 2035 in Erflllung
dreier Postulate aus den Jahren 2005-2012. Der Bericht erlautert das heutige
Finanzierungssystem und die Finanzierungsperspektiven im Hinblick auf verschiedene
demographische und dkonomische Szenarien flr alle Sozialversicherungszweige und
enthalt eine Gesamtbetrachtung zu AHV und beruflicher Vorsorge. Ein zusatzlicher
Finanzierungsbedarf besteht nach diesen Ausfihrungen nur bei der AHV, die anderen
Zweige weisen ausgeglichene oder gar positive Rechnungssaldi aus. Bei den Ausgaben
von AHV, Erganzungsleistungen (EL) und Krankenpflegeversicherung (KV) wird fir die
nachsten zwei Jahrzehnte ein im Vergleich zum Bruttoinlandprodukt (BIP)
Uberproportionales Wachstum erwartet; die Ausgaben von IV, Erwerbsersatzordnung
(EO) und Familienzulagen (FZ) sollen dagegen gemessen am BIP zurlickgehen, wahrend
jene der Arbeitslosenversicherung (ALV), der beruflichen Vorsorge (BV) und der
Unfallversicherung (UV) weitgehend &hnlich bleiben. Insgesamt wird ein Anstieg der
Sozialleistungsquote von aktuell gut 21 auf rund 25% im Jahr 2035 erwartet. Der
dringendste Handlungsbedarf besteht bei der AHV: Ohne Reformen wére deren Fonds
im Jahr 2028 vollstandig geleert. Auch bei der beruflichen Vorsorge seien aber
aufgrund der steigenden Lebenserwartung Anpassungen notwendig. '

Die Gesamtrechnung der Sozialversicherungen (GRSV) 2015 verdeutlicht die
Problematik im Bereich der Sozialversicherungen: Wéahrend die Einnahmen 2015 um 0.4
Prozent anstiegen, nahmen die Ausgaben um 3.2 Prozent zu. Der Bericht wies die
Soziallastquote, also den Anteil aller Sozialversicherungseinnahmen am BIP als Mass der
relativen Belastung der Volkswirtschaft durch Sozialversicherungseinnahmen, sowie die
Sozialleistungsquote, also den Anteil aller Sozialversicherungsausgaben am BIP als Mass
der durch die Empfanger von Sozialleistungen beanspruchten Wirtschaftsleistung, aus.
Beide Werte waren im Funfjahresvergleich angestiegen: die Soziallastquote von 25.2
Prozent (2010) auf 26.9 Prozent (2015) und die Sozialleistungsquote von 19.6 Prozent auf
20.9 Prozent. Wahrend sich dabei das Wachstum der Soziallastquote seit 2013
verringert hatte, verstarkte sich dasjenige der Sozialleistungsquote 2015 nochmals
deutlich. Das starkste Wachstum auf Ausgabenseite wiesen 2015 die Krankenkassen mit
Uber 6 Prozent auf, gefolgt von der ALV mit Uber 5 Prozent. Weniger starke Anstiege
verzeichneten  hingegen die AHV- und Pensionskassen-Ausgaben, deren
Ausgabenvolumen die grdssten Anteile an der Gesamtrechnung ausmachten.
Detailliertere Berichte  zu den  Jahresergebnissen der  verschiedenen
Sozialversicherungszweige finden sich in den Artikeln zur AHV, IV, EO, ALV sowie zur
beruflichen Vorsorge. ?

Im Februar 2017 schickte der Bundesrat die Revision des Bundesgesetzes Uber den
Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts (ATSG) in die Vernehmlassung. Das
ATSG enthélt diejenigen Regelungen, die ausser der beruflichen Vorsorge fur alle
Sozialversicherungszweige gelten. Die Revision des seit 2000 geltenden Gesetzes war
durch die Motionen Lustenberger (cvp, LU; Mo. 12.3753), Schwaller (cvp, FR; Mo.
13.3990) und der SVP-Fraktion ausgeldst und aufgrund von «optimierten Prozessen,
aktueller Rechtsprechung und internationalen Vertrégen» nétig geworden.
Insbesondere sollen in der Revision die Grundlagen fur Observationen bei Verdacht auf
Versicherungsmissbrauch nach dem Urteil des Europaischen Gerichtshofes fur
Menschenrechte (EGMR) 2016 ergénzt und die bestehenden Bestimmungen sowie die
Abladufe zur Missbrauchsbekdmpfung verbessert werden. Geplant sind zudem neue
Regelungen bezlglich der Kostenpflicht der kantonalen sozialversicherungsrechtlichen
Gerichtsverfahren, eine bessere Koordination der Systeme der sozialen Sicherheit
zwischen der Schweiz und der EU wie auch eine rechtliche Verankerung der bisherigen
Praxis, Sozialversicherungsabkommen nicht dem fakultativen Referendum zu
unterstellen.

Die Mehrheit der Vernehmlassungsteilnehmenden, insbesondere die Kantone und die
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Durchflihrungsstellen, bewertete die Revision positiv und kritisierte nur vereinzelte
Punkte. Auf  Widerstand stiessen insbesondere die  Massnahmen  zur
Missbrauchsbekampfung sowie die  Einfuhrung einer  Kostenpflicht  bei
Sozialversicherungsverfahren. *

Im Marz 2018 legte der Bundesrat die Botschaft zur Revision des Allgemeinen Teils des
Sozialversicherungsrechts (ATSG) vor. Die geplanten Massnahmen, von denen viele
aufgrund von parlamentarischen Vorstdssen in die Gesetzesrevision aufgenommen
wurden, teilte er in drei Bereiche ein: Missbrauchsbekampfung, Anpassung an den
internationalen Kontext und Optimierung des Systems.

Zur Missbrauchsbekampfung schlug der Bundesrat insbesondere Massnahmen vor, die
bereits im Rahmen der (abgelehnten) IV-Revision 6b behandelt und anschliessend in
einer Motion Schwaller (cvp, FR; Mo. 13.3990) erneut gefordert worden waren. Unter
anderem sollen bei begriindetem Verdacht auf unrechtmassige Leistungserwirkung, bei
Meldepflichtverletzung oder bei nicht fristgerechter Teilnahme an Lebens- oder
Zivilstandskontrollen Leistungen der Sozialversicherungen vorsorglich eingestellt
werden kénnen. Die Verwirkungsfrist fur die Rickforderung unrechtmassig bezogener
Leistungen soll verlangert werden und bei Nichtantreten eines Straf- oder
Massnahmenvollzugs sollen Sozialversicherungsleistungen nicht mehr ausbezahlt
werden missen, wie es die Motion Lustenberger (cvp, NR; Mo. 12.3753) gefordert hatte.
Die meisten dieser Regelungen entsprachen der Praxis der Sozialversicherungen, sollen
nun aber kodifiziert werden. Mit den gesetzlichen Grundlagen fir die Uberwachung der
Versicherten war ein Grossteil der Massnahmen zur Missbrauchsbekdmpfung zuvor
bereits in ein eigenes Geschaft ausgelagert und vordringlich behandelt worden.

Bei den Anpassungen an den internationalen Kontext geht es einerseits darum, eine
Gesetzesgrundlage fur die Umstellung des internationalen Informationsaustauschs auf
eine elektronische Ubermittlung zu schaffen. Andererseits sollen internationale
Sozialversicherungsabkommen zuklnftig mit einfachem Bundesbeschluss genehmigt
werden koénnen und somit dem fakultativen Referendum entzogen werden. Es
entspricht der langjahrigen Praxis, Abkommen, die Uber ein &hnliches
Verpflichtungsniveau verfligen wie eine grosse Anzahl vergleichbarer, bereits
abgeschlossener Abkommen, nicht dem fakultativen Referendum zu unterstellen.
Nachdem das Bundesamt fur Justiz 2014 in einem Bericht beschieden hatte, dass das
Kriterium der Neuheit einer Bestimmung fir ein solches Vorgehen nicht ausreiche,
entschied der Bundesrat, diese Praxis im ATSG festzuschreiben.

Optimiert werden soll das Sozialversicherungssystem schliesslich durch eine Anpassung
der Regressbestimmungen, bei denen dieselben Mitwirkungspflichten geschaffen
werden sollen wie bei der Prifung eines Leistungsanspruchs, sowie durch die Schaffung
einer differenzierten Kostenpflicht fur alle Sozialversicherungsverfahren - ahnlich der
Regelung, welche die SVP-Fraktion in einer Motion gefordert hatte (Mo. 09.3406). Hier
entschied sich der Bundesrat flr die erste Variante, die er in der Vernehmlassung
vorgeschlagen hatte und die dort auf mehr Gegenliebe gestossen war als ein fixer
Kostenrahmen zwischen CHF 200 und 1000 (Variante 2). *

In der Herbstsession 2018 behandelte der Standerat die Revision des Allgemeinen Teils
des Sozialversicherungsrechts (ATSG). Fir die SGK-SR erkléarte Pirmin Bischof (cvp, SO),
dass es sich dabei um eine «Klammergesetzgebung» handle, deren Regeln mit
Ausnahme der beruflichen Vorsorge flr alle Sozialversicherungszweige gelten wirden.
Das ATSG sei seit seiner Inkraftsetzung 2003 nicht Uberarbeitet worden, daher sollten
nun diverse Revisionsanliegen umgesetzt werden. Ohne Gegenantrag trat die kleine
Kammer auf die Vorlage ein. Die SGK-SR hatte sich bei ihren Behandlungen der Vorlage
im Friuhling und Sommer 2018 mehrheitlich zufrieden gezeigt und mit deutlichen 10 zu
0 Stimmen (bei 1 Enthaltung) vor allem einen grésseren Anderungsantrag geschaffen:
Die Bundesversammlung sollte nicht die Kompetenz erhalten, internationale
Sozialversicherungsabkommen mit einem einfachen Bundesbeschluss genehmigen zu
kénnen. Kommissionssprecher Bischof erkléarte, es spiele eben durchaus eine Rolle, ob
ein Abkommen zum Beispiel mit Deutschland oder mit der Dominikanischen Republik
abgeschlossen werde, da Bestimmungskategorien nicht in allen Staaten gleich beurteilt
werden konnten. Deshalb reiche es fur die Beurteilung eines Abkommens nicht aus,
dass eine ahnliche Bestimmung in einem anderen Abkommen bereits existiere.
Gesundheitsminister Berset wies insbesondere darauf hin, dass ein Verzicht auf diese
Kompetenzubertragung nicht den Spielraum des Bundesrates, sondern des Parlaments
einschréanken wirde. Stillschweigend folgte die kleine Kammer ihrer Kommission.

Zudem entschied sich der Standerat, den Versicherten nicht die vollstandigen Kosten,
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die durch Uberwachungen bei einem ungerechtfertigten Leistungsbezug entstanden
sind, aufzuerlegen, sondern diese auf die <«angemessenen Mehrkosten» zu
beschréanken. Daneben sorgte auch ein Minderheitsantrag Bruderer Wyss (sp, AG) fur
Diskussionen; mit diesem sollten die neu geschaffene Kostenpflicht bei den Verfahren
gestrichen und Kosten wie bisher nur bei mutwilligem oder leichtsinnigem Verhalten
einer Partei auferlegt werden. Im IV-Bereich, wo die Kostenpflicht bereits bestehe,
habe diese zu einer starkeren Belastung der Kantone gefihrt, erklarte die
Minderheitsfihrerin dem Rat. So habe die Anzahl «aussichtsloser» Beschwerden nicht
ab-, die Anzahl Gesuche um Gewahrung einer unentgeltlichen Prozessfuhrung jedoch
zugenommen. Dennoch folgte der Standerat dem Mehrheitsantrag auf Zustimmung zum
bundesratlichen Entwurf mit 29 zu 14 Stimmen. In der Gesamtabstimmung nahm der
Standerat die Revision des ATSG schliesslich ohne Gegenstimme mit 38 Stimmen und 2
Enthaltungen an. ®

In der Herbstsession 2018 beriet der Nationalrat die Motion Baumann (cvp, UR) fiir eine
faire Lastenverteilung bei den Familienzulagen. Dabei wurden dieselben Argumente
angeflhrt wie bereits bei der Behandlung im Erstrat: Die Mehrheit der SGK-NR wollte
einen «spéater entdeckten Systemfehler» bei den Familienzulagen beheben, der zu
grossen innerkantonalen Differenzen in den Beitragssatzen fihre. Die
Kommissionsminderheit wollte die gut funktionierende Losung mit kantonal
unterschiedlichen Regelungen beibehalten, zumal das duale System mit staatlichen und
privaten Ausgleichskassen branchengerechte Losungen ermdgliche. Die Kosten eines
Lastenausgleichs musste Uberdies die Wirtschaft tragen, argumentierte Regine Sauter
(fdp, ZH) fur die Minderheit. Auch der Bundesrat bewarb noch einmal den Status quo
und die féderalistische Losung, stiess dabei aber im Rat auf taube Ohren: Mit 137 zu 33
Stimmen (bei 3 Enthaltungen) nahm der Nationalrat die Motion Baumann gegen den
Willen einer Mehrheit der FDP.Liberalen-Fraktion und einer Minderheit der SVP-
Fraktion an. ¢

In der Frihjahrssession 2019 beriet der Nationalrat die Revision des Allgemeinen Teils
des Sozialversicherungsrechts (ATSG) und hatte eingangs einen Rlckweisungsantrag
von Silvia Schenker (sp, BS) zu klaren. Da das ATSG generell in allen
Sozialversicherungszweigen ausser der beruflichen Vorsorge zur Anwendung komme,
hétten die Entscheidungen zu diesem eine Hebelwirkung, betonte sie. Die Vorlage sei
aber sehr einseitig auf die Missbrauchsbekdmpfung ausgerichtet, fuhre zu
einschneidenden Verschlechterungen fir die Betroffenen und beschneide die Rechte
der Versicherten in Verfahren. Zudem fehle die Koordination mit den Ubrigen, bisher
beschlossenen Missbrauchsmassnahmen - ein entsprechender Gesamtplan sei nicht
vorhanden. Mit 133 zu 51 Stimmen sprach sich der Nationalrat gegen den Willen der SP-
und der Grlinen-Fraktion fur Eintreten aus. In der Folge reichte Silvia Schenker eine
Reihe von Minderheitsantréagen ein: Sie verlangte eine Streichung der engeren Frist fir
die Ruckforderungsanspriche der Versicherten, da diese gemass
Behindertenverbéanden flr die Versicherer bereits jetzt sehr grosszlgig sei. Sie wehrte
sich gegen die Schaffung einer Kostenpflicht bei den Verfahren, da die Einflhrung einer
solchen bei der IV gezeigt habe, dass die Anzahl Beschwerden dadurch nicht sinke.
Stattdessen steige die Arbeit fur die Gerichte, weil dadurch mehr Antrédge auf
unentgeltliche Rechtspflege eingereicht wirden. Zudem lehnte sie die Schaffung einer
Méglichkeit fur eine vorsorgliche Einstellung von Leistungen ab, wenn eine Person die
Meldepflicht verletzt, einer Lebens- oder Zivilstandskontrolle nicht fristgerecht
nachkommt oder ein begriindeter Verdacht auf unrechtmassig bezogene Leistungen
besteht. Unter anderem sei unklar, wann ein begrindeter Verdacht vorliege - wie auch
die Diskussion in der Kommission gezeigt habe. Auf ihr Argument, dass diese Regelung
viele Hartefalle schaffe, entgegnete Gesundheitsminister Berset, dass das Interesse der
Versicherer, Verfahren und grosse Schadensrisiken zu vermeiden, Vorrang vor dem
Interesse der Versicherten habe, nicht in eine voribergehende Notlage zu geraten. Alle
Minderheitsantrage fanden ausschliesslich bei der SP- und der Grlnen-Fraktion
Anklang und wurden folglich vom Nationalrat abgelehnt.

Angenommen wurde hingegen ein Minderheitsantrag von Thomas Aeschi (svp, ZG), mit
dem die Kann-Bestimmung zur Einstellung von Geldzahlungen mit Erwerbscharakter
wéhrend des Strafvollzugs zu einer Muss-Bestimmung geandert wurde. Umstritten war
ansonsten nur noch die Frage, wie genau die Regelung zur Auferlegung der Kosten fur
Observationen beim Bezug von Versicherungsleistungen aufgrund von unwahren
Angaben ausgestaltet werden sollte. Silvia Schenker wollte die Auferlegung der Kosten
auf «wissentlich unwahre Angaben» beschranken oder - wenn moglich - den Absatz
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ganz streichen. Bea Heim (sp, SO) beantragte eine Beschrankung der Klausel auf die
Auferlegung «angemessener Mehrkosten» und Thomas Aeschi wollte auch hier die
Kann- in eine Muss-Formulierung umwandeln. In der Folge setzte sich jedoch die
Version der Kommission durch, wodurch der Rat eine Differenz zum Standerat schuf,
der die Klausel, wie von Bea Heim vorgeschlagen, auf «angemessene Mehrkosten»
beschrénkt hatte. ’

In der Sommersession 2019 bereinigte das Parlament die Differenzen in der Revision
des Allgemeinen Teils des Sozialversicherungsrechts (ATSG). Der Stédnderat beharrte
nicht auf seiner Formulierung der «angemessenen Mehrkosten», sondern stimmte zu,
dass die Versicherungstréger - wie vom Nationalrat gewlnscht - die durch
Observationen bei unrechtmassigem Leistungsbezug entstandenen «Mehrkosten» den
Versicherten auferlegen kénnen. Durch das Prinzip der Verhéltnismassigkeit in der
Bundesverfassung sei bereits garantiert, dass nur die «angemessenen» Mehrkosten
verlangt werden koénnten, erklarte die SGK-SR. Nach der Erklarung von
Kommissionssprecher Hans Stockli (sp, BE), wonach die Leistungen der IV Personen im
Strafvollzug weiter ausbezahlt werden sollten, weil es eben auch Modelle wie die
Halbgefangenschaft gebe, bei denen Personen weiterhin arbeiten kénnten und folglich
auf die IV angewiesen seien, hielt der Standerat diesbezuglich an seiner Entscheidung
fest. Auf Antrag der SGK-NR stimmte der Nationalrat dieser Entscheidung zwei Tage
spater zu und bereinigte somit die letzte Differenz der Vorlage. Mit 143 zu 53 Stimmen
(0 Enthaltungen) respektive 41 zu O Stimmen (bei 3 Enthaltungen) nahm das Parlament
die Revision des ATSG in den Schlussabstimmungen an. ®

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Modernisierung der Aufsicht in der 1. Sdule und der Optimierung der Aufsicht in der 2.
Saule der Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BRG 19.080)

Mit diesem Bundesratsgeschaft wollte die Regierung mehr Vertrauen in die Aufsicht
Uber die Sozialversicherungen schaffen. Im Zentrum stand die AHV, bei der die
risikoorientierte Aufsicht gestarkt, Good Governance-Vorgaben geschaffen und
Stabilitdt, Informationssicherheit und Datenschutz der Informationssysteme
gewéhrleistet werden sollten. Bei der beruflichen Vorsorge wollte der Bundesrat
insbesondere die Aufgaben von Expertinnen und Experten prazisieren und die
Unabhéngigkeit regionaler Aufsichtsbehdérden sicherstellen, indem kantonalen
Regierungsmitgliedern die Einsitznahme in die Aufsichtsgremien untersagt wird.
Letzteres war denn auch einer der grossen Streitpunkte: Wahrend der Sténderat solche
Einschrankungen anfangs ganzlich ablehnte, einigte man sich schliesslich darauf, nur
Regierungsratinnen und Regierungsraten der betroffenen Departemente sowie
Mitarbeitenden der betroffenen Departemente den Einsitz zu verweigern. Hingegen
lehnte das Parlament eine von der Regierung vorgeschlagene neue
Regelungskompetenz der Vermittlungstatigkeit bei Pensionskassenleistungen durch den
Bundesrat ab. Weitgehend ohne grosse Diskussionen hiess das Parlament hingegen
Anderungen an zahlreichen weiteren Gesetzestexten, wie dem ZGB, dem IVG, dem ELG,
dem EOG oder dem FamZG, gut.

Chronologie

Erster Entwurf
Vernehmlassung

Botschaft

Erstbehandlung im Stéanderat
Behandlung im Nationalrat
Differenzbereinigungsverfahren
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Ende 2015 verabschiedete der Bundesrat die Eckwerte fur eine Modernisierung der
Aufsicht in der 1. Sdule und beauftragte das Eidgendssische Departement des Innern,
einen Vernehmlassungsentwurf dazu auszuarbeiten. Ubergeordnetes Ziel ist die
Starkung des Vertrauens der verschiedenen Anspruchsgruppen in die
Sozialversicherungen. Betroffen sind die Aufsicht UGber die AHV, die
Erganzungsleistungen, die Erwerbsersatzordnung und die Familienzulagen in der
Landwirtschaft. Als Vorbild soll die Aufsicht Gber die IV dienen. Angestrebt wird eine
Verbesserung der Governance mittels einer Prazisierung und wo nétig einer
Entflechtung der Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortlichkeiten der
Durchfuhrungs- und Aufsichtsorgane der betroffenen Sozialwerke. Zudem sollen
einheitliche und zeitgemasse Standards bezlglich der Transparenz festgelegt werden.
Die Aufsicht soll risiko- und wirkungsorientiert sein - ein Paradigmenwechsel
gegenuber einer kontrollierenden, reaktiven Aufsicht, wie sie bis anhin Ublich war. Die
Informationssysteme der verschiedenen Sozialwerke sollen starker standardisiert
werden, was teilweise der Schaffung einer neuen Rechtsgrundlage bedarf.

In das Vernehmlassungsprojekt sollen auch zwei Massnahmen im Bereich der
beruflichen Vorsorge aufgenommen werden. Zwar hat sich die 2012 neu gestaltete
Aufsicht bewahrt, so der Bundesrat. Im Zusammenhang mit der Starkung der
Governance in der ersten Saule soll aber einerseits die Unabhangigkeit der kantonalen
Aufsichtsbehdrden abgesichert werden, indem Regierungsmitgliedern die Einsitznahme
in die Aufsichtsgremien untersagt wird, andererseits sollen die Aufgaben von
Expertinnen und Experten und der Revisionsstelle klarer definiert und voneinander
abgegrenzt werden. Die Vernehmlassungsvorlage soll bis Ende 2016 vorliegen. ?

Zwischen April und Juli 2017 fand die Vernehmlassung zur Anderung des AHVG zur
Modernisierung der Aufsicht in der 1. Sdule und Optimierung in der 2. Saule der
Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge statt. 73 Organisationen, darunter alle
Kantone sowie die KdK, vier in der Bundesversammlung vertretene Parteien sowie
verschiedene Verbénde der Wirtschaft, Fachverbande oder Durchfihrungsstellen,
beteiligten sich an der Vernehmlassung, wie das BSV in seinem erst im August 2019
erschienenen Ergebnisbericht zur Vernehmlassung erklarte. Der Bundesrat definierte in
seiner Botschaft vier Hauptpunkte der Revision: die risiko- und wirkungsorientierte
Aufsicht, die Verbesserung der Governance in der 1. Saule, die Steuerung und Aufsicht
Uber Informationssysteme und die punktuelle Optimierung der 2. Séaule.

9 Kantone unterstitzten die Anderungen zur 1. Saule grundséatzlich; 14 weitere Kantone
flrchteten trotz ihrer eigentlichen Zustimmung um die kostengtnstige Durchfihrung
der Aufsicht. Die SP - und mit ihr der SGB und Travail.Suisse - hielt eine Anpassung des
Systems insgesamt fur angemessen, die CVP beflrwortete eine Beschrédnkung der
Gesetzesanderung auf alle Aspekte zur Modernisierung der Aufsicht. Die FDP und die
SVP lehnten die Anderung ab, da sie punktuelle Korrekturen bevorzugen wiirden und die
Kosten der Revision furchteten. Letztere Ansicht teilten auch der Arbeitgeberverband
und der Bauernverband, Centre Patronal und FER. Die Vorsorge- und
Versicherungseinrichtungen forderten insbesondere eine Beibehaltung des bisherigen,
dezentralen Systems. Zahlreiche unterschiedliche Organisationen (verschiedene
Kantone, die FDP oder Mitglieder des SGV) kritisierten Uberdies die starke
Konzentration der Vorlage auf operative Fragen. Grosstenteils auf Zustimmung stiessen
hingegen die Massnahmen in der 2. Saule. ©

Im November 2019 unterbreitete der Bundesrat dem Parlament die Botschaft zur
Modernisierung der Aufsicht in der 1. Sdule und Optimierung der Aufsicht in der 2.
Saule der Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge. Bezliglich der 1. Sdule sollte
die risikoorientierte Aufsicht mittels modernen Fiahrungs- und Kontrollinstrumenten
bei den Durchfiihrungsstellen und einer Prazisierung der Aufgaben und Zusténdigkeiten
der Aufsichtsbehorde verstarkt werden; die Good Governance durch neue
Bestimmungen zu Unabhéangigkeit, Integritét und Transparenz gewéahrleistet und die
Stabilitat, die Informationssicherheit und der Datenschutz der Informationssysteme
sichergestellt werden. Bezuglich der 2. Sdule sah die Revision nach dem Inkrafttreten
der Strukturreform einzelne, gezielte Verbesserungen vor, unter anderem die
Préazisierung der Aufgaben von Expertinnen und Experten und die Sicherstellung der
Unabhéngigkeit regionaler Aufsichtsbehdrden.

Im Vergleich zur Vernehmlassungsversion nahm der Bundesrat verschiedene
Anpassungen vor; beliess aber auch zahlreiche kritisierte Massnahmen. Unter anderem
strichn er die stark kritisierte Steuerung der Ausgleichskassen Uber Ziele und
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Messgrossen aus der Vorlage; dennoch soll die Aufsichtsbehérde einer Ausgleichskasse
im Einzelfall Vorgaben machen durfen. Auch die Moglichkeit der Aufsichtsbehorde, eine
Ersatzvornahme durchzufihren, also eine ndtige Handlung auf Kosten der
Verpflichteten auf einen Dritten zu Ubertragen, entfernte er aus der Vorlage; nicht aber
die Weisungsbefugnis der Aufsichtsbehdrde im Einzelfall oder die Méglichkeit fur diese,
erganzende Revisionen durchzufihren - diese seien bereits Teil des geltenden Rechts.
Auch die heutige Organisationsstruktur behielt der Bundesrat bei, obwohl sich unter
anderem die Kantone eine striktere Trennung zwischen Durchfiihrung und Aufsicht
erhofft hatten. Kritisiert wurde zudem einmal mehr die Weisungsbefugnis der OAK BV,
dieses Mal in Bezug auf die Ubernahme von Rentnerbestidnden, weshalb der Bundesrat
die entsprechende Bestimmung préazisierte und die Weisungsbefugnis durch eine
Verordnungskompetenz des Bundesrates ersetzte. "

Erwerbsersatzordnung (EO)

In der Sommersession behandelte der Nationalrat eine Petition, welche eine Revision
des EOG und des OR in dem Sinn verlangte, dass in Féllen, in denen ein Mann nicht
erwerbstatig ist und minderjédhrige Kinder betreut, seine Frau wahrend seines
Militéardienstes ihrer Arbeit fernbleiben kann und dennoch ihren Lohn im gleichen
Umfang weiterbezieht, wie sie ihn erhielte, wenn sie als Mann Militérdienst leistete (Pet.
90.2005) (fur eine als Postulat Gberwiese Motion Hafner (sp, SH) mit &hnlichem Inhalt)
siehe hier). Der Rat gab der Petition keine Folge, Uberwies aber ein Postulat seiner
Petitions- und Gewahrleistungskommission, mit welcher der Bundesrat beauftragt wird,
im Rahmen des EOG die Einflihrung einer Zulage fiir Erziehungsaufgaben zu prifen.
Der Standerat gab der Petition ebenfalls keine Folge, verwies aber, in zustimmendem
Sinn, ausdrlcklich auf das Postulat des Nationalrate. ™
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